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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Wehner, Metzger, Wienand, 

Schulte (Unna), Mischnick, Kleinert, Mertes (Stuttgart) und Genossen 
- Drucksache 7/1233 - 

betr. Behandlung von Kriegsgefangenen nach der Feuereinstellung im Nahost- 
Konflikt 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister des 
Auswärtigen hat mit Schreiben vom 23. November 1973 - 011 - 
300.14 - die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Herrn 
Bundesminister des Innern und dem Herrn Bundesminister der 
V erteidigung wie folgt beantwortet: 


1. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, auf die am Konflikt 
beteiligten Staaten mit dem Ziel einzuwirken, die humanitären 
Verpflichtungen aus dem Abkommen vom 12. August 1949 ein- 
zuhalten? 

Die Bundesrepublik Deutschland ist Vertragspartei aller vier 
Genfer Rotkreuz-Konventionen von 1949. Sie hat in ihrer Eigen- 
schaft als Vertragspartei ein unmittelbares Interesse daran, daß 
in dem gegenwärtigen Nahost-Konflikt die vor allem betroffe- 
nen Konventionen, nämlich das I. Genfer Abkommen zur Ver- 
besserung des Loses der Verwundeten und Kranken der Streit- 
kräfte im Feld, das III. Genfer Abkommen über die Behandlung 
von Kriegsgefangenen und das IV. Genfer Abkommen zum 
Schutz der Zivilbevölkerung in Kriegszeiten von 1949 strikt ein- 
gehalten werden. Zugleich stehen der Bundesregierung aber 
nach den Genfer Konventionen keine direkten Einwirkungs- 
möglichkeiten auf die beteiligten Konfliktparteien zur Verfü- 
gung. Insbesondere ist sie nicht Schutzmacht. Die Bundesregie- 
rung begrüßt es, daß der Austausch von Kriegsgefangenen zwi- 
schen Ägypten und Israel inzwischen aufgenommen worden ist, 
und hofft, daß die Bemühungen, auch zwischen Israel und Sy- 
rien eine Regelung zu finden, bald zu einem positiven Ergebnis 
führen werden. 

Falls die Kontakte zwischen den Parteien sowie die laufenden 
Bemühungen der Vereinten Nationen sowie des Internationa- 
len Komitees vom Roten Kreuz ohne endgültigen Erfolg bleiben 
und die beteiligten Staaten einen entsprechenden Wunsch an 
die Bundesregierung herantragen sollten, wird die Bundesregie- 
rung prüfen, was sie tun könnte, um auf die einzelnen Staaten 
im Sinne einer Einhaltung der Abkommen einzuwirken. 
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2. Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, schwerkranken 
oder schwerverwundeten Kriegsgefangenen unmittelbar Hilfe 
zukommen zu lassen? 

Die Bundesrepublik Deutschland hat nach den Genfer Rotkreuz- 
Konventionen von 1949 keinen Anspruch darauf, schwerkranken 
oder schwerverwundeten Kriegsgefangenen im Konfliktgebiet 
unmittelbar Hilfe zu leisten. Die Bundesregierung steht jedoch 
mit den Konfliktparteien wegen der Leistung humanitärer Hilfe 
in Verbindung. Diese richtet sich nach den von den betroffenen 
Staaten bereits ausgesprochenen oder noch zu erwartenden 
Wünschen. Dabei handelt es sich bisher um Medikamente und 
medizinisches Gerät. 


3. Wird die Bundesregierung im Rahmen der Europäischen Ge- 
meinschaft auf die Partnerstaaten einwirken, im gleichen Sinne 
tätig zu werden? 


Die Bundesregierung hält es nicht für erforderlich, im Rahmen 
der Europäischen Gemeinschaft auf die Partnerstaaten einzu- 
wirken. Sie ist überzeugt, daß diese keiner Anregung von drit- 
ter Seite bedürfen, um ebenfalls in humanitärer Richtung tätig 
zu werden. 


4. Wird die Bundesregierung durch ihre Vertreter bei der zur Zeit 
tagenden Konferenz des Internationalen Roten Kreuzes im Sin- 
ne der Einhaltung und gegebenenfalls der Präzisierung der Be- 
stimmungen der Genfer Konvention tätig werden? 

Die Bundesregierung war auf der vom 8. bis 15. November 1973 
in Teheran veranstalteten internationalen Rotkreuz-Konferenz 
mit einer offiziellen Delegation vertreten. Die deutschen Dele- 
gierten haben sich während der Konferenzarbeiten sowohl für 
die strikte Einhaltung der Genfer Rotkreuz-Konventionen ein- 
gesetzt als auch die dort beratenen, vom Internationalen Komi- 
tee vom Roten Kreuz ausgearbeiteten Entwürfe von Zusatz- 
protokollen zu den Genfer Abkommen von 1949 unterstützt. 
Diese geplanten Zusatzprotokolle zu den Genfer Abkommen 
sollen 1974 auf einer von der Schweiz einberufenen diplomati- 
schen Konferenz unter Beteiligung der Bundesrepublik Deutsch- 
land beraten werden. Die Bundesregierung hat sich insbeson- 
dere auch in Teheran für eine rasche und möglichst breite An- 
nahme der geplanten Zusatzprotokolle eingesetzt. 


5. Wird sich die Bundesregierung an internationalen Maßnahmen 
beteiligen, die dem Ziele dienen, auf die Einhaltung des Abkom- 
mens vom 12. August 1949 durch die am Konflikt beteiligten 
Staaten hinzuwirken? 


Die Bundesregierung ist unter den in Punkt 1 genannten Vor- 
aussetzungen bereit, auch diese Frage zu prüfen. 
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